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Bebauungsplan Nr. 1494 - Auf`m Büchel - (Aufstellung) 
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- Verzicht auf die frühzeitige Bürgerbeteiligung (für die teilweise Aufhebungen) 
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Beschlussvorschlag 
 
I. Gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 BauGB wird von einer Unterrichtung und Erörterung im Sinne des 

§ 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB über die teilweise Aufhebung der Bebauungspläne  
 

Nr. 1523, Teil 1 - Dellbrücker Straße - und 
Nr. 54, Teil 1 - Freizeitzentrum Paffrath - 

 
 abgesehen. 
 
II. Der Bebauungsplan 

Nr. 1494 - Auf'm Büchel -  
ist unter Beifügung der Begründung gem. § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch für die Dauer eines 
Monats öffentlich auszulegen. 
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Sachdarstellung / Begründung 
 
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 02.11.2000 die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 
1494 - Auf'm Büchel - beschlossen. 
Der Vorentwurf zum Bebauungsplan Nr. 1494 - Auf'm Büchel - wurde in der Planungsausschuss-
sitzung am 24.08.2000 mit dem Ergebnis der frühzeitigen Bürgerbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 
BauGB beraten. Der Ausschuss beauftragte die Verwaltung, das Verfahren zur Aufstellung des Be-
bauungsplanes unter Berücksichtigung des Beratungsergebnisses fortzusetzen. 
Zum einen soll die im nördlichen Teil des Plangebietes gelegene Durchgangsstraße an den ökolo-
gisch wertvollen Stellen unterbrochen und zwei Wendeanlagen errichtet werden, zum anderen soll 
anstelle eines Bolzplatzes eine Grünfläche für vielfältige Nutzungen vorgesehen werden.  
 
 
Zu I: 
 
Durch den Bebauungsplan Nr. 1494 - Auf'm Büchel - werden Teilbereiche der rechtskräftigen Be-
bauungspläne Nr. 1523 / 1 - Dellbrücker Straße - und Nr. 51 / 1 - Freizeitzentrum Paffrath - aus 
Gründen der städtebaulichen Ordnung in den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 1494 - 
Auf'm Büchel - miteinbezogen. (Übersichtsplan s. Anlage) 
Zur Beschleunigung des Bebauungsplanverfahrens kann gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 von einer Bürger-
anhörung für die aufzuhebenden Pläne abgesehen werden, da eine Anhörung im Sinne des § 3 Abs. 
1 Satz 1 BauGB für den neu aufzustellenden Bebauungsplan Nr. 1494 - Auf'm Büchel - in umfas-
senden Maße durchgeführt wurde und entsprechend von einer der sog. "Anstoßwirkung" genügen-
den und hinreichenden Information der Bürger auszugehen ist. 
 
 
Zu II: 
 
Nächster Verfahrensschritt ist die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfes mit den 
Textlichen Festsetzungen und der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB. 
Die Träger öffentlicher Belange werden gemäß § 4 Abs. 1 Satz 2 BauGB parallel zur öffentlichen 
Auslegung beteiligt. 
 
Nach Auswertung der in der Beteiligung der Bürger und der Träger öffentlicher Belange vorge-
brachten Anregungen und nach Auswertung der erstellten Gutachten (UVP, Bodenuntersuchung, 
geohydrologisches Gutachten und schalltechnische Untersuchung) wurde der Entwurf zum Bebau-
ungsplan Nr. 1494 - Auf'm Büchel - erarbeitet. 
 
Der Bebauungsplanentwurf weist Bauflächen für 43 Einfamilienhäuser und ca. 48 Geschosswoh-
nungen aus. 
Die Einfamilienhäuser sind als Einzel-, Doppelhäuser oder Hausgruppen mit max. zwei Vollge-
schossen und einem ausbaufähigem Dach zulässig. 
 
Die Erschließung erfolgt getrennt für das östliche und westliche Plangebiet. Die beiden Erschlie-
ßungsbereiche werden durch Fußwege miteinander verbunden. 
Aus ökonomischen und ökologischen Gründen wird der westliche Erschließungsstich verkürzt und 
nach Süden verschoben. 
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Lärmimmissionen 
Zur Beurteilung der lärmrelevanten Vorbelastung und der durch die Planung zu erwartenden Ver-
änderungen der Lärmsituation wurden seitens der Verwaltung schalltechnische Untersuchungen auf 
der Grundlage des dem Bebauungsplan zugrundeliegenden Planungskonzeptes durchgeführt. 
 
Öffentlicher Straßenverkehr:
Auf das Plangebiet wirken zukünftig Straßenverkehrslärmemissionen insbesondere von der Franz-
Heider-Straße, der Dellbrücker Straße und den vorgesehenen Planstraßen. 
Für die, an die o.g. Straßen angrenzenden Bereiche sieht der Bebauungsplan 'Allgemeines Wohnge-
biet' vor.  
Die Berechnung der zu erwartenden Verkehrslärmemissionen erfolgte nach DIN 18005 und der 
RLS-90 (Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen). 
Die Berechnungsergebnisse zeigen, dass die Orientierungswerte der DIN 18005 an den Fassaden 
entlang der Planstraßen sowohl tags, als auch nachts zum Teil weit unterschritten werden, mit einer 
Ausnahme des am Ende des südlichsten Erschließungsstich befindlichen Gebäude (Planhauses 28). 
Dieses weist eine Überschreitung dieser Werte von 1 - 2 dB(A) auf. 
Die straßenseitigen und seitlichen Fassaden entlang der bestehenden Bebauung der Dellbrücker 
Straße dagegen sind stark belastet mit maximalen Überschreitungen der DIN 18005 von 15 dB(A) 
tags und 16dB(A) nachts. 
Da es bei der Überplanung von Gebieten mit Vorbelastungen darum geht, die vorhandene Situation 
zu verbessern, werden entlang der Dellbrücker Straße Lärmpegelbereiche gemäß DIN 4109 (Schall-
schutz im Hochbau) festgelegt. Innerhalb der belasteten Flächen sind für die Neubebauung textlich 
näher beschriebene Anforderungen an den passiven Lärmschutz festgesetzt. Gleichzeitig werden 
ruhebedürftige Räume nur in lärmabgewandten Gebäudeteilen empfohlen. Aktive Lärmschutzvor-
richtungen, wie Lärmschutzwälle, werden als unverhältnismäßig angesehen und sind stadtgestalte-
risch innerhalb der Ortsteile nicht erwünscht.  
Die mit 1 - 2 dB(A) belastete südlich Fassade des Planhauses 28 ist in den Außenbauteilen der 
Lärmpegelbereich II zuzuordnen, der bereits durch die übliche Bauausführung gewährleistet ist. 
 
Sportanlagen- und Freizeitlärm: 
Auf das Plangebiet einwirkende Lärmimmissionen von Seiten der nördlich angrenzenden Einrich-
tungen des Sportplatze sowie der westlich davon gelegenen Tennisplätze orientieren sich an den 
Immissionsrichtwerten der 18. BimSchV (Sportanlagenlärmschutzverordnung) bzw. an dem Ent-
wurf der VDI-Richtlinie 3724 von 1989. 
 
Immissionsrichtwerte der 18. BimSchV in Allgemeinen Wohn- und Kleinsiedlungsge-
bieten 

  
Tags außerhalb der Ruhezeiten 55 dB(A) 
Tags innerhalb der Ruhezeiten 50 dB(A) 

Nachts 40 dB(A) 
 
Die Berechnungsergebnisse zeigen außerhalb der Ruhezeiten keine Überschreitungen der Richtwer-
te der 18. BImSchV (Sportanlagenlärmschutzverordnung). Einer Überschreitung der Immissions-
richtwerte innerhalb der Ruhezeiten an Sonn- und Feiertagen von 0,5 dB konnte durch Verschie-
bung der 'Baumaske', des dem Sportplatz am nächst gelegenen Gebäudes, Richtung Süden entgegen 
gewirkt werden. 
Im Gegensatz zum zurzeit rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 1494, Teil 1- Auf'm Büchel - 
sieht das Gesamtkonzept für den Bebauungsplan für den Bereich westlich der 'Fläche für Gemein-
bedarf' eine Grünfläche mit der Zweckbestimmung 'Spielplatz / Ballspielwiese' vor. Somit wird eine 
Vielzahl von Nutzungen auf dieser Grünfläche ermöglicht. Auf eine Ausweisung eines Ballspiel-
platzes / Bolzplatzes wird verzichtet, da die angrenzenden Sportanlagen (Tennisplätze / Sportplatz / 
Hartplatz (Streetball etc) ein großes Angebot an 'Ballspiel-Möglichkeiten' bieten. 
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Altlasten 
Auf Grund unterschiedlicher Hinweise wurde von Seiten des Büros GEO CONSULT Geologen für 
Umwelt und Baugrund in Teilbereichen des Plangebietes umweltgeologische Bodenuntersuchungen 
durchgeführt. Nach den Ergebnissen fanden sich in Teilen des nördlichen Planbereiches (ehemalige 
Teichanlagen, ehemalige bauliche Anlagen) Auffüllungen aus Bodenmaterialien mit Beimengungen 
von Ziegelbruch und Bauschutt. Einzelne chemische Analysen weisen erhöhte Schwermetalle auf. 
Für die vorgesehenen Nutzungen ergeben sich auf der Grundlage der vorliegenden Daten grundsätz-
lich keine Einschränkungen. Bei Bautätigkeiten ist allerdings auf die ordnungsgemäße Behandlung 
anfallender Aushubmaterialien aus abfallrechtlicher Sicht zu achten. Entsprechende Nachweise sind 
vorzuhalten. Diesbezüglich wurde ein entsprechender Hinweis im Anschluss an die textlichen Fest-
setzungen aufgenommen. 
 
 
Niederschlagswasserbeseitigung 
Laut Bodengutachten des Büros GEO CONSULT Geologen für Umwelt und Baugrund ist im Plan-
gebiet eine dezentrale Versickerung nicht möglich. 
Die Konzeption zur entwässerungstechnischen Erschließung des Plangebietes sieht daher eine wei-
testgehend oberflächige Ableitung des Niederschlagswassers der Straßen- und Dachflächen über 
Mulden und Siefen vor. Die Zielsetzung der Niederschlagswasserkonzeption ist der Erhalt des na-
türlichen Regenabflusses aus dem Plangebiet durch Maßnahmen zur Abflussverzögerung, Förde-
rung der Verdunstung und Retention mit gedrosselter Ableitung über einen Regenwasserkanal. 
Aus diesem Grund wird das anfallende Niederschlagswasser von der Straße und den Dächern über 
ein Rinnensystem in eine Hauptrinne geführt und von dort in eine Mulde mit einem gedrosselten 
Ablauf an den Regenwasserkanal angeschlossen. Die weitere Ableitung erfolgt dann in die Franz-
Heider Straße und die Dellbrücker Straße. Zusätzlich werden entlang der Straßen und Wege Mul-
denrinnen mit Überläufen als befahrbare / begehbare Pflastermulden angelegt. 
Zur Sicherung der Hauptrinne wird ein Geh- und Leitungsrecht zugunsten der Stadt festgesetzt. 
Durch die Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB werden lediglich die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für eine Inanspruchnahme der Flächen geschaffen. Die Festsetzung verhindert 
jedoch eine Nutzung, die der Festsetzung als Geh-, und Leitungsrecht widerspricht. Das eigentliche 
Nutzungsrecht ist durch Grunddienstbarkeit zu sichern.  
Die verschiedenen Förderungen wie z.B. Dachbegrünung und Brauchwassernutzung sollten beach-
tet werden. 
 
Umweltverträglichkeitsuntersuchung  
Aufgrund des § 1a BauGB besteht für die Kommunen die Pflicht zur Berücksichtigung der natur-
schutzrechtlichen Eingriffsregelung im Rahmen der Bauleitplanung. 
Die Eingriffsregelung ist dann anzuwenden, wenn erstmals bauliche oder sonstige Nutzungen fest-
gesetzt werden oder in Bezug auf den rechtlichen Ausgangszustand eines Planes eine zusätzliche 
Bebauung oder Nutzung festgesetzt wird. 
Für den Bereich der im Teil 1 festgesetzten Gemeinbedarfsfläche und der öffentlichen Grünfläche 
wird sich der Eingriff aufgrund der verringerten Flächenbedarfe für diese Einrichtungen und die 
Erweiterung des 'Allgemeinen Wohngebietes' erhöhen. Im übrigen Plangebiet verbleiben als Ein-
griffsfläche die rückwärtigen Gartengrundstücke, der Dellbrücker Straße, die intensiv genutzten 
Weiden, die Obstweide, Brach- und Ruderalflächen. 
Zu großen Teilen überplant der Bebauungsplan Nr. 1494 - Auf'm Büchel - bestandsgebundene Be-
reiche. Nach § 8a Abs. 6 BNatSchG (Bundesnaturschutzgesetz) sind Bereiche, die gem. § 34 
BauGB bebaubar sind nicht als Eingriffsflächen zu bewerten. Soweit diese Flächen jedoch eine 
Ausgleichsfläche ausweisen, ist diese ebenfalls in die Bilanzierung eingeflossen. 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich zwei Ausgleichsmaßnahmen. Ziel dieser Maßnahmen  
- Erhalt und Pflege von bestehenden, ökologisch wertvollen Bäumen  
- Erhalt und Verbesserung einer Obstwiese  
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ist es, die im Plangebiet zu erhaltenden Gehölzbestände in ihrer ökologischen Funktion zu sichern 
und zu erhalten. 
Zum Ausgleich des verbleibenden Defizits wurde eine externe Fläche im Bereich Diepeschrath 
(Gem. Paffrath, Flur 5, Flurstück 387) ausgewählt. Es handelt sich um eine Fläche mit Fichtenbe-
ständen, welche für eine Umwandlung in einen standortgerechten Laubwald vorgesehen sind. Die 
Größenordnung der Fläche beträgt 18.200 qm. 
Nach Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung der Umweltverträglichkeitsuntersuchung wird der Eingriff 
zu 100% ausgeglichen.  
 
 
 
Zur näheren Information zu den im Entwurf getroffenen Festsetzungen wird auf die Ausführungen 
in der Begründung nach § 3 Abs. 2 BauGB verwiesen (s. Anlage). 
 
Alle Gutachten sind den Fraktionen in Kopie zugegangen.  
 
 
Die Verwaltung schlägt vor, die teilweise aufzuhebenden sowie den neu aufzustellenden Be-
bauungsplan Nr. 1494 - Auf'm Büchel - in der vorliegenden Fassung öffentlich auszulegen. 
 
 
 
 
 
 
 
Anlagen 
- Übersichtsplan der aufzuhebenden Bereiche der rechtskräftigen Bebauungspläne Nr. 1523 / 1 

Dellbrücker Straße - und Nr. 51 / 1 - Freizeitzentrum Paffrath - 
- Übersichtsplan Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 1494 - Auf'm Büchel -  
- unmaßstäbliche Verkleinerung des Bebauungsplanentwurfes Nr. 1494 - Auf'm Büchel -  
- Textliche Festsetzungen zum Bebauungsplan Nr. 1494 - Auf'm Büchel -  
- Übersichtsplan der Lärmpegelbereiche 
Begründung zum Bebauungsplan gemäß § 3 Abs. 2 
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1. Planungsanlass und städtebauliche Zielsetzung 
 
Planungshistorie 
 
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 02.11.200 die Aufstellung des Bebauungsplanes  
Nr. 1494 - Auf'm Büchel - gefasst.  
 
Das Plangebiet "Auf'm Büchel" wird durch Sporteinrichtungen und dem Schulgelände der Integrier-
ten Gesamtschule Paffrath (IGP) im Norden, der Dellbrücker Straße im Osten und Süden sowie der 
Franz-Heider-Straße im Westen begrenzt.  
 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 1494 - Auf'm Büchel - soll der rechtsverbindliche 
Bebauungsplan Nr. 1494, Teil 1 - Auf'm Büchel - ersetzt, der Geltungsbereich mit dem Plangebiet 
des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Nr. 1494, Teil 2 - Auf'm Büchel - zusammenge-
fasst und das Gebiet "Auf'm Büchel" zwischen Dellbrücker Straße, Franz-Heider-Straße und dem 
Schulgrundstück der IGP auf der Grundlage der zur Beratung anstehenden städtebaulichen Gesamt-
planung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung zugeführt werden. 
 
Bebauungsplan Nr. 1494, Teil 1 - Auf'm Büchel -  
Im Zusammenhang mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 1523, Teil 3 - Dellbrücker Straße 
- wurde in den Jahren 1992 und 1993 für den Bereich der geplanten öffentlichen Einrichtungen 
(Kindertagesstätte, Jugendeinrichtung, Spielplatz, Ballspielplatz) an der Franz-Heider-Straße das 
Bebauungsplanverfahren Nr. 1494, Teil 1 - Auf'm Büchel - durchgeführt. Der betreffende Teilab-
schnitt des Bebauungsplanes Nr. 1494 - Auf'm Büchel - ist seit dem 01.05.1993 rechtsverbindlich.  
 
Der Bebauungsplan Nr. 1494, Teil 1 - Auf'm Büchel - weist im südlichen Bereich "Allgemeines 
Wohngebiet" sowie nördlich des Wohngebietes "Flächen für den Gemeinbedarf" mit den Einrich-
tungen "Kindertagesstätte" (KITA) und "Jugendeinrichtung" (KOT) sowie "Öffentliche Grünflä-
chen" mit den Zweckbestimmungen "Ballspielplatz" und "Spielplatz" aus.  
Das betreffende Grundstück gemäß Beschluss des Finanz- und Liegenschaftsausschusses vom 
24.02.2000 seitens der Stadt erworben worden mit dem Ziel, das nach Abzug der für die Jugendhil-
feeinrichtungen benötigten Flächen restliche Areal einer Wohnbebauung zuzuführen. 
Städtebauliche Zielsetzung der Änderung ist die planungsrechtliche Sicherung der erforderlichen 
Flächen für die Einrichtungen "Kindertagesstätte, Jugendtreff, Ballspielwiese und Spielplatz" sowie 
die Ausweisung von Flächen für Wohnbebauung. 
 
Bebauungsplan Nr. 1494, Teil 2 - Auf'm Büchel -  
Für das Plangebiet des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Nr. 1494, Teil 2 - Auf'm Bü-
chel - wurde im Jahre 1995/ 96 die Vorentwurfsplanung erstellt und die frühzeitige Bürgerbeteili-
gung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB durch Aushang des Vorentwurfes sowie im Rahmen einer Bürger-
versammlung am 03.07.1996 durchgeführt. Seit dem ruht das Verfahren. 
 
Planungsanlass 
 
Die Probleme, die sich in den vergangenen Jahren bei der Umsetzung des rechtsverbindlichen Be-
bauungsplanes Nr. 1494, Teil 1 - Auf'm Büchel - bezüglich des Grundstückserwerbes für die ge-
plante Kindertagesstätte ergeben hatten (Enteignungsverfahren), die aktuellen Entwicklungen hin-
sichtlich des Erwerbs von Grundstücken im Bereich der Franz-Heider-Straße durch die Stadt, die 
veränderten Flächenbedarfe für die geplanten Gemeinbedarfseinrichtungen sowie die für den östli-
chen Teilbereich "Auf'm Büchel" weiterhin bestehenden städtebaulichen Zielsetzungen für eine 
Wohnbebauung (Bebauungsplanverfahren Nr. 1494, Teil 2 - Auf'm Büchel -) haben die Verwaltung 
veranlasst, den Gesamtbereich "Auf'm Büchel" neu zu überplanen.  
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Städtebauliche Zielsetzung ist es, den durch das Schulgrundstück der Integrierten Gesamtschule 
Paffrath , der Franz-Heider Straße und der Bebauung entlang der Dellbrücker Straße gebildeten 
Innenbereich für eine Wohnbebauung aufzuschließen  
Darüber hinaus sollen die derzeit noch im rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 1494, Teil 1  
- Auf'm Büchel - ausgewiesenen Jugendhilfeeinrichtungen 'Kindertagesstätte, Jugendtreff, Ball-
spielwiese und Spielplatz' in ein verändertes städtebauliches Gesamtkonzept integriert werden. 
 
 
2. Räumlicher Geltungsbereich 
 
Das Plangebiet liegt südwestlich des Paffrather Ortskern und wird begrenzt durch das Schulgelände 
der Integrierten Gesamtschule Paffrath (IGP) im Norden, der Dellbrücker Straße im Osten und Sü-
den sowie der Franz-Heider-Straße im Westen.  
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 1494 - Auf'm Büchel - ist durch entspre-
chende Signatur eindeutig festgesetzt. 
 
 
3.  Planungsrechtliche Situation / Vorgaben übergeordneter Planungen 
 
Gebietsentwicklungsplan (GEP Stand 1996)
Der GEP stellt für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Wohnsiedlungsbereich dar. 
 
Flächennutzungsplan (FNP Stand 1997)
Der rechtswirksame Flächennutzungsplan stellt für das Plangebiet zurzeit im Teilbereich 1 (rechts-
verbindlicher Bebauungsplan Nr. 1494, Teil 1 - Auf'm Büchel -) "Flächen für den Gemeinbedarf" 
mit der Einrichtung "Sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen" sowie "Grünflächen" 
mit der Zweckbestimmung "Spielplatz" dar.  
Die Änderung des FNP umfasst, unter Bezugnahme auf die beabsichtigten Planinhalte des Bebau-
ungsplanes Nr. 1494 - Auf'm Büchel -, in dem Teilbereich 1 die Umwandlung von "Flächen für den 
Gemeinbedarf" in "Wohnbauflächen" (W) sowie die Verschiebung bzw. den Flächentausch von 
"Flächen für den Gemeinbedarf" und "Grünflächen". 
 
Der rechtswirksame Flächennutzungsplan stellt für das Plangebiet im Teilbereich 2 (in Aufstellung 
befindlicher Bebauungsplan Nr. 1494, Teil 2 - Auf'm Büchel -) "Grünfläche" dar. 
Die Änderung des FNP umfasst, unter Bezugnahme auf die beabsichtigten Planinhalte des Bebau-
ungsplanes Nr. 1494 - Auf'm Büchel -, in dem Teilbereich 2 die Umwandlung von "Grünflächen" in 
"Wohnbauflächen" (W).  
 
Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB ist der Bebauungsplan Nr. 1494 - Auf'm Büchel - aus dem Flächennut-
zungsplan der Stadt Bergisch Gladbach zu entwickeln. Es wird parallel zum Aufstellungsverfahren 
des Bebauungsplanes Nr. 1494 - Auf'm Büchel - das Verfahren zur Änderung des Flächennut-
zungsplanes durchgeführt. 
 
4.  Städtebauliche Situation 
 
Das Plangebiet wird über die Dellbrücker Straße an die Stadtteilzentren von Hand und Paffrath an-
gebunden und besitzt aufgrund einer Vielzahl in unmittelbarer Umgebung vorhandener bzw. ge-
planter Infrastruktureinrichtungen (Schulen, Kindertagesstätten) eine hohe Standortqualität für 
Wohnnutzungen.  
Darüber hinaus grenzt das geplante Wohngebiet direkt an den Naherholungsbereich 'Diepeschrath' 
mit einer Agglomeration an Freizeiteinrichtungen (Schwimmbad, Sportplatzflächen, Tennisplätze, 
Sporthalle, Spielplätze etc.).  
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Das für eine Wohnbebauung vorgesehene Gelände ist vom öffentlichen Personennahverkehr durch 
die Buslinie 435 Bergisch Gladbach-Zentrum/ Köln-Dellbrück (S-Bahn) auf der Dellbrücker Straße 
mit Haltestelle an der Dellbrücker Straße/ Franz-Heider-Straße gut erschlossen. 
 
 
5.  Städtebauliche Konzeption 
 
5.1  Allgemeine Planungsziele 
 
Städtebauliche Zielsetzung ist es, den durch das Schulgrundstück der Integrierten Gesamtschule 
Paffrath, der Franz-Heider-Straße und der Bebauung entlang der Dellbrücker Straße gebildeten In-
nenbereich für eine Wohnbebauung aufzuschließen  
Darüber hinaus sollen die derzeit noch im rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 1494, Teil 1  
- Auf'm Büchel - ausgewiesenen Jugendhilfeeinrichtungen 'Kindertagesstätte, Jugendtreff, Ball-
spielplatz und Spielplatz' in ein verändertes städtebauliches Gesamtkonzept integriert werden. 
 
Das Plangebiet soll unter Berücksichtigung der ökologischen Belange einer Einfamilienhaus- und 
Mehrfamilienhausbebauung mit maximal zwei Geschossen zugeführt werden. 
 
Zum Schutz und Erhaltung der vorhandenen einzelnen 'Vegetationselemente' im Innenbereich des 
Plangebietes - bestehend aus einer Stieleiche, und einer Trauerweide umgeben von Schwarzerlen 
wird das Plangebietes über zwei Stichstraßen mit einer Breite von 6,50 m, zum einen von der 
Dellbrücker Straße und zum anderen von der Franz-Heider-Straße ausgehend erschlossen.  
Über die von der Haupterschließungsachse abzweigenden Erschließungsstiche wird der zurzeit un-
bebaute Innenbereich für eine Einfamilienhausbebauung aufgeschlossen 
Die geplante Jugendhilfeeinrichtung "Kindertagesstätte/ Jugendtreff" wird von der Franz-Heider-
Straße, "Ballspielwiese und Spielplatz" von der Planstraße erschlossen. 
Die aufgrund der aktuellen Bedarfsermittlung gegenüber den Ausweisungen des rechtsverbindlichen 
Bebauungsplanes Nr. 1494, Teil 1 - Auf'm Büchel - reduzierten Gemeinbedarfsflächen ermöglichen 
eine Aufschließung der Restflächen für weitere Wohnbebauung. 
Für den Fuß- und Radverkehr werden die heute bereits bestehenden Hauptachsen in Ost-West-
Richtung (Verbindung zwischen der Franz-Heider-Straße und der Dellbrücker Straße) und Nord-
Süd-Richtung (Verbindung zwischen der Dellbrücker Straße und dem Schulgelände der IGP) als 
selbständig geführte Verkehrsflächen in das Erschließungskonzept integriert. Darüber hinaus sind 
fußläufige Verbindungen der Wohngebiete untereinander sowie Anbindungen an die Hauptfußwe-
geachsen vorgesehen. 
 
 
 
5.2 Begründung der planungsrechtlichen Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB 
 
5.2.1 Art der baulichen Nutzung 
 
Zur Ordnung der städtebaulichen Entwicklung und zur Sicherung gewachsener Strukturen erfolgt 
im Bebauungsplan Nr. 1494 - Auf'm Büchel - im Bereich vorhandener Wohnnutzungen entlang der 
Dellbrücker Straße und Franz-Heider-Straße die Festsetzung eines 'Allgemeinen Wohngebietes' 
('WA'). 
Um die Möglichkeit für ein ortszentrumsnahes Wohnen zuschaffen wird der Innenbereich des Plan-
gebietes ebenfalls als ‘Allgemeines Wohngebiet’ festgesetzt. Auf diese Weise werden die vorhan-
denen Wohnnutzungen gesichert und Entwicklungspotentiale für die Stärkung der Wohnfunktion in 
der Nähe des Nahversorgungsbereiches Paffrath geschaffen. 
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In den festgesetzten 'Allgemeinen Wohngebieten' erfolgt der Ausschluss von Tankstellen und Gar-
tenbaubetrieben vor allem aus städtebaulichen Gründen. Großmaßstäbliche, eingeschossige Flä-
chenbebauungen, wie sie die o. g. Nutzungen erfordern, würden die städtebaulich beabsichtigte Be-
bauungsstruktur bzw. das wünschenswerte Erscheinungsbild (mehrgeschossige, raumbildende, stra-
ßenbegleitende Bebauung) negativ beeinträchtigen. 
 
 
5.2.2  Maß der baulichen Nutzung 
 
Das im Bebauungsplan festgesetzte Maß der baulichen Nutzung berücksichtigt öffentliche und pri-
vate Belange im Sinne des § 1 Abs. 5 BauGB, insbesondere die Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse, Gestaltung des Orts- bzw. des Landschaftsbildes sowie den Bodenschutz. 
Durch die ausgewiesenen Baugrenzen werden die möglichen Auswirkungen auf Grund und Boden 
auf ein notwendiges Maß beschränkt. 
Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzungen einer Grundflächenzahl (GRZ), einer 
Geschossflächenzahl (GFZ) und einer Geschosszahl eindeutig bestimmt. Als Grundflächenzahl 
(GRZ) wird die Obergrenze für ‘Allgemeine Wohngebiete’ gemäß § 17 BauNVO gewählt.  
Um möglichst wenige Freiflächen außerhalb der Baugrenzen in Anspruch zu nehmen, setzt der Be-
bauungsplan textlich fest, dass Garagen und Stellplätze in Vollgeschossen bei der Ermittlung der 
zulässigen Geschossfläche unberücksichtigt bleiben und in den ‘Allgemeinen Wohngebieten’ (WA 
1 bis WA 4) eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche durch Garagen, Stellplätze sowie 
Tiefgaragen bis zu einer GRZ von maximal 0,6 zulässig ist. Die Vergünstigung soll die aus städte-
baulichen Gründen wünschenswerte Unterbringung von Stellplätzen innerhalb von Baukörpern 
(bzw. in Tiefgaragen) fördern und die Inanspruchnahme von Freiflächen für Stellplätze und Gara-
gen beschränken.  
Diese Festsetzung dient zum einen der Gestaltung des Ortsbildes, indem Garagen nur in direktem 
Zusammenhang mit dem Wohngebäude erstellt werden, und zum anderen dem sparsamen Umgang 
mit Grund und Boden, indem sie verhindert, dass Garagen und Stellplätze tief ins Grundstück hin-
eingebaut und sehr lange Zufahrten befestigt werden. Auf diese Weise wird der Versiegelungsgrad 
des Grundstückes minimiert. 
Eine Überschreitung der GRZ ist auch dadurch gerechtfertigt, das in den 'Allgemeinen Wohngebie-
ten' (WA 1 bis WA 4) Flächen für die Niederschlagswasserbeseitigung vorgesehen werden. Diese 
Flächen stehen für die Niederschlagswasserentwässerung des gesamten Plangebietes zur Verfügung 
und reduzieren gleichzeitig die Möglichkeiten der Grundstücksausnutzung in diesem Bereich. 
 
Bezug nehmend auf die vorhandene Bebauungsstruktur entlang der Dellbrücker Straße und der 
Franz-Heider-Straße sowie südlich der an das Plangebiet grenzende Schulgrundstück der Integrier-
ten Gesamtschule Paffrath (IGP) setzt der Bebauungsplan für die ‘Allgemeinen Wohngebiete’(WA 
1 Bis 4 / WA 6 / WA 7 / WA 9) zwei Vollgeschosse fest.  
Innerhalb des Plangebietes wird für die 'Allgemeinen Wohngebiete' (WA 5 / WA 8 / WA 10 / WA 
14 / WA 15) in Anlehnung an die Topographie und der schon bestehenden Bebauung an der Franz-
Heider Straße eine 1-geschossige Bebauung festgesetzt. 
 
 
5.2.3  Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 
 
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden unter weitestgehender Berücksichtigung vorhande-
ner schützenswerter Bäume bzw. Vegetationsflächen durch Baugrenzen eindeutig bestimmt. Be-
grenzungen der Bauflächen dienen der klaren Abgrenzung von Bau- und Freiflächen und dem spar-
samen Umgang mit Grund und Boden. 
 
Die festgesetzten Bauweisen dienen der Gestaltung des Orts- und Straßenbildes.  
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In Anlehnung an die vorhandene Bebauungsstruktur entlang der Dellbrücker Straße setzt der Be-
bauungsplan für die ‘Allgemeinen Wohngebiete' (WA 1 /WA 2 / WA 3 / WA 4 / WA 6 / WA 7 / 
WA 11 / WA 12 und WA 13) eine ‘offene Bauweise’ fest.  
Für die ‘Allgemeinen Wohngebiete’ (WA 5 / WA 8 / WA 9 / WA 10 / WA 14 und WA 15) wird 
aufgrund der, das Erscheinungsbild prägenden Bebauungsstruktur entlang der Franz-Heider-Straße 
und zur Entwicklung einer aufgelockerten Bebauung im Innenbereich 'Einzel und Doppelhäuser 
'festgesetzt. Die aktuelle Tendenz im Baugewerbe lässt bei der Festssetzung der 'offenen Bauweise' 
eine Reihenhausbebauung bis 50 m Länge erwarten, womit in der Addition eine geschlossene Stra-
ßenfront entstehen kann. Diese ist für die Bebauung des Innenbereiches nicht erwünscht. Somit 
werden für die 'Allgemeinen Wohngebiete' (WA 11 / WA12 und WA 15 ) ebenfalls das Einzel- und 
Doppelhaus festgesetzt.  
 
Gleichzeitig wird durch die Ausweisung der überbaubaren Flächen ein weitgehender Gestaltungs-
spielraum hinsichtlich der Gebäudestellung, Gebäudeausrichtung und Ausgestaltung der Gebäude 
auf den jeweiligen Baugrundstücken gewährleistet.  
Entlang der Dellbrücker Straße sind Bauflächen von 15 m Tiefe ausgewiesen. Die hier ohne Plan-
vorgaben gewachsene Baustruktur weist keine einheitliche Bauflucht auf. Es entstanden Gebäude 
direkt an der Straßenkante, während andere in über 10 m Abstand zur Straße gebaut wurden. Um 
den Erhalt der für die Dellbrücker Straße typischen Bebauungsstruktur zu sichern, wird auch im 
Bebauungsplan ein etwas größerer Spielraum für den Standort der Gebäude gelassen. Aus Gründen 
der Verkehrssicherheit wird die Bebauung entlang der Straße jedoch im Abstand von 5 m zum Geh-
steig festgesetzt. 
 
 
5.2.4. Flächen für den Gemeinbedarf 
 
Im Bereich Bergisch Gladbach - Paffrath besteht ein dringender Bedarf an Kindertagesstättenplät-
zen ebenso wie ein Bedarf an Angeboten der Offenen Kinder- und Jugendarbeit.  
Zur planungsrechtlichen Sicherung der für die infrastrukturelle Versorgung des Wohnplatzes erfor-
derlichen Flächen für die Einrichtungen 'Kindertagesstätte, Jugendtreff, Ballspielwiese und Spiel-
platz' weist der Bebauungsplanentwurf östlich der Franz-Heider Straße eine Fläche für den Ge-
meinbedarf mit der Zweckbestimmung sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen 
(Kindertagesstätte(Kita) / Jugendfreizeitstätte (Kleine offene Tür (KOT)) sowie eine öffentliche 
Grünfläche mit den Zweckbestimmungen Spielplatz bzw. Ballspielwiese aus. 
 
Der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 1494, Teil 1 - Auf'm Büchel - aus dem Jahr 1993 setzt eine 
Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung Kindertagesstätte und Jugendfreizeitstätte (Kleine 
offene Tür) fest ohne Aussagen zum Maß der baulichen Nutzung zu treffen.  
Die aufgrund der aktuellen Bedarfsermittlung kann die Gemeinbedarfsfläche reduziert werden und 
ermöglicht eine Aufschließung der Restflächen für weitere Wohnbebauung. 
Erschlossen wird die geplante Jugendhilfeeinrichtung "Kindertagesstätte/ Jugendtreff" von der 
Franz-Heider-Straße und der Spielplatz" von der Planstraße. 
Ein 'sozialer Brennpunkt' ist hier nicht zu erwarten, da durch die angrenzenden Tennisplätze und 
Wohnbebauung für den Bereich der Gemeinbedarfsfläche die soziale Kontrolle der Einrichtungen 
gegeben. 
 
 
5.2.5 Flächen für Stellplätze und Garagen 
 
In den 'Allgemeinen Wohngebieten' (WA 1 bis 5 und 9 bis 14) ist die überbaubare Fläche so bemes-
sen, dass bei der Erstellung von Einfamilien- und Doppelhäusern die notwendigen Stellplätze in 
Form von Garagen innerhalb der überbaubaren Flächen innerhalb der seitlichen Grenzabstände zwi-
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schen der vorderen und hinterer Baugrenze und innerhalb der dafür vorgesehenen Flächen (Ga / St) 
errichtet werden können.  
In den bestandsgebundenen Bereichen (WA 6 / WA 7 / WA 8) sind Garagen innerhalb der überbau-
baren Grundstücksflächen, innerhalb der seitlichen Grenzabstände zwischen der vorderen und hin-
terer Baugrenze und bis 5m hinter der rückwärtigen Baugrenze zulässig 
Weiterhin sind in den im Bebauungsplan festgesetzten ‘Allgemeinen Wohngebieten’ Tiefgaragen 
allgemein zulässig. 
Diese Festsetzung beinhaltet die Zielsetzung, die Durchgrünung der nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen bzw. der verbleibenden Freiflächen zu gewährleisten. Des Weiteren wird das Wohn-
umfeld der Neubebauung vor Lärmeinwirkungen von ebenerdigen Parkplätzen geschützt, durch 
ausreichende Freiflächen attraktiviert und so eine hohe Wohnqualität sichergestellt. 
Neben der Errichtung ausreichender Stellplätze gemäß Bauordnung NW ist auch die Ausweisung 
von zusätzlichen Besucherstellplätzen u.a. an der östlichen Wendeanlage vorgesehen. Die Straßen-
breiten sind mit 6,50 m Breite ebenfalls so bemessen, dass innerhalb des Straßenraumes zusätzliche 
Besucherstellplätze errichtet werden können.  
 
 
5.2.6  Verkehrsflächen 
 
In Zusammenarbeit mit dem Büro BWK Ingenieure GbR wurde parallel zum Bebauungsplan eine 
Straßenplanung erstellt. 
Die äußere Erschließung des Plangebietes erfolgt über die Dellbrücker Straße im Osten und die 
Franz-Heider-Straße im Westen. Die innere Erschließung des Wohngebietes erfolgt über  
kurze Stichstraßen mit Wendehammer. Durch Verzicht auf eine durchgehende Verbindung zwi-
schen der Dellbrücker Straße und der Franz-Heider-Straße bleibt das Wohngebiet frei von gebiets-
fremden Kraftfahrzeugverkehr und vorhandenen einzelnen 'Vegetationselemente' im Innenbereich 
des Plangebietes - bestehend aus einer Stieleiche, einer Trauerweide umgeben von Schwarzerlen 
werden erhalten und geschützt. 
Die geplanten Straßen sind reine Anliegerstraßen mit ausschließlicher Erschließungsfunktion. Die 
Planstraßen werden mit einer Breite von 4,75 m und 6,50 m ausgebaut. Es ist eine niveaugleiche 
Ausbildung des Straßenraumes vorgesehen. An den Planstraßen und an den Wendeanlagen werden 
insgesamt 13 Besucherstellplätze ausgewiesen. Innerhalb der Straßen mit einer Breite von 6,50 ist 
die Anlage von weiteren Stellplätzen zusätzlich noch möglich. 
Ergänzend zu dem Erschließungsstraßennetz werden in Ost - West Richtung (Verbindung zwischen 
der Franz-Heider-Straße und der Dellbrücker Straße) und Nord - Süd Richtung (Verbindung zwi-
schen der Dellbrücker Straße und des Schulgeländes der IGP) selbständig geführte Rad / Fußweg-
verbindungen angeordnet. Die kombinierten Rad-/Fußwege erhalten eine Breite von 3,0 m. Darüber 
hinaus sind fußläufige Verbindungen der Wohngebiete untereinander sowie Anbindungen an die 
Hauptfußwegeachsen vorgesehen. Die Fuß- und Radwege dienen der Anbindung der im Innenbe-
reich geplanten Wohnnutzungen an das angrenzende Ortsteilzentrum Paffrath und der nahegelege-
nen Schule bzw. Freizeiteinrichtungen und werden in einer Breite von 1,5 m ausgeführt. 
 
Die Trassierung der südlich der IGP (Integrierten Gesamtschule Paffrath) verlaufenden Planstraße 
orientiert sich an der Hauptversorgungstrasse der BELKAW GmbH zwischen der Dellbrücker Stra-
ße und Trafostation. Zur Vermeidung aufwendiger Umverlegungsarbeiten verbleiben die Kabelan-
lagen außerhalb des Straßenraumes und befinden sich künftig innerhalb des Grünstreifens zwischen 
Straße und Gehweg. 
 
Die Konzeption zur entwässerungstechnischen Erschließung des Plangebietes sieht eine weitestge-
hend oberflächige Ableitung des Niederschlagswassers der Straßen- und Dachflächen über Mulden 
und Siefen vor. Die Zielsetzung der Niederschlagswasserkonzeption ist der Erhalt des natürlichen 
Regenabflusses aus dem Plangebiet durch Maßnahmen zur Abflussverzögerung, Förderung der 
Verdunstung und Retention mit gedrosselter Ableitung über einen Regenwasserkanal. Die straßen-
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begleitenden Mulden sowie entlang des Rad- / Fußweges werden als befahrbare / begehbare Pflas-
termulden ausgeführt. 
Die Muldenbreite beträgt an den Planstraßen 1,0 m und am Rad- / Fußweg 0,5 m. die Dachentwäs-
serung der angrenzenden Grundstücke wird an diese Mulden angeschlossen. 
 
 
5.2.7 Flächen für Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 
 
Um Beeinträchtigungen des Natur- und Wasserhaushaltes auf ein Minimum zu beschränken, wird 
bei Bauvorhaben gemäß § 51a LWG die weitgehende Versickerung des anfallenden Regenwassers 
auf dem jeweiligen Grundstück angestrebt. Laut Gutachten zur Möglichkeit der Regenwasserversi-
ckerung des Büros GEO CONSULT, Geologen für Umwelt und Baugrund GbR zum Bebauungs-
plan Nr. 1494 - Auf'm Büchel - mit Datum vom 02.01.01 ist eine Regenwasserversickerung im 
Plangebiet nicht möglich ist.  
Aus diesem Grund wird das anfallende Niederschlagswasser von der Straße und den Gebäuden über 
ein Rinnensystem, zum Teil entlang der Straße, in eine Hauptrinne geführt und von dort in eine Re-
tentionsmulde mit einem gedrosselten Ablauf an den Regenwasserkanal angeschlossen. Die weitere 
Ableitung erfolgt dann in die Franz-Heider-Straße. 
Zur Sicherung der Hauptrinne und zur späteren Unterhaltung durch die Stadt wird ein Geh- und 
Leitungsrecht (gr 1 / lr 1) zugunsten der Stadt festgesetzt.  
Das mit gr 2 gekennzeichnete Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit dient der fußläufigen Er-
schließung des Plangebietes in Ost - West Richtung.  
Im östlichen Bereich des Plangebietes ist ein Gehrecht (gr 3) zugunsten der Anlieger vorgesehen. 
Dies dient der Möglichkeit einer nördlichen Erschließung der geplanten Gebäude, so dass der südli-
che Teil der Grundstücke als reine Gartenfläche genutzt werden könnte. 
 
Durch die Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB werden lediglich die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für eine Inanspruchnahme der Flächen geschaffen. Die Festsetzung verhindert 
jedoch eine Nutzung, die der Festsetzung als Geh- Fahr- und Leitungsrecht widerspricht. Das ei-
gentliche Nutzungsrecht muss durch Baulast oder Grunddienstbarkeit gesichert werden. 
 
 
5.2.8 Grünflächen  
 
Zur Sicherung ökologisch wertvoller Vegetationsflächen und zur Gestaltung des Orts- und Land-
schaftsbildes setzt der Bebauungsplan öffentliche und private Grünflächen nach § 9 Abs. 1 Nr. 15 
BauGB fest. 
Die im Anschluss an die im Nord - Westen des Plangebietes gelegene Gemeinbedarfsfläche ausge-
wiesene öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Spielplatz / Ballspielwiese hat zum Ziel, 
das Spielen in einer wohnungsnahen Grünfläche unter Berücksichtigung der vorhandenen Vegetati-
on zu ermöglichen. 
 
Im nord-westlichen und östlichen Plangebiet setzt der Bebauungsplan private Grünflächen fest. Die 
Festsetzung sichert die vielfältigen Landschaftselemente, wie prägende Baumgruppen und Einzel-
bäume bzw. Obstweiden, welche für das Orts- und Landschaftsbild stark prägend sind. 
Des Weiteren sieht die Konzeption zur entwässerungstechnischen Erschließung des Plangebietes 
eine weitestgehend oberflächige Ableitung des Niederschlagswassers der Straßen- und Dachflächen 
über Mulden und Siefen vor. Zur Sicherung der Hauptrinne und der Retentionsmulde wird ein Geh- 
und Leitungsrecht innerhalb der privaten Grünflächen festgesetzt. Hierdurch soll eine naturnahe 
Gestaltung der Retentionsflächen gewährleistet werden. Die Flächen werden im Rahmen der Umle-
gung den privaten Baugrundstücken zugeordnet. 
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5.2.9  Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  

 
Die Ausweisung von Bauflächen erfolgt unter Berücksichtigung vorhandener Einzelbäume und 
Gehölzgruppen. Dort wo diese landschafts- und stadtbildprägend sind sowie aufgrund ihrer hohen 
ökologischen Bedeutung als Lebensraum für viele Kleinlebewesen, der Verbesserung der kleinkli-
matischen Situation, werden 'Flächen mit Bindungen für die Bepflanzungen und für die Erhaltung 
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen' gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 b festgesetzt. Die 
Sicherung dieser Flächen dient unter anderem dem Ausgleich für den Eingriff in Natur und Land-
schaft. 
Abgängige Bäume innerhalb der im Plan umgrenzten 'Fläche mit Bindungen für Bepflanzungen und 
Erhalt von Bäumen, Sträuchern und Bepflanzungen' sind durch Bäume gleicher Art und Standortan-
sprüche zu ersetzen. Die Baumschutzsatzung der Stadt Bergisch Gladbach bleibt von dieser Festset-
zung unberührt. 
 
 
5.3  Begründung der bauordnungsrechtlichen Festsetzungen gemäß § 86   
 BauO NW 
 
Gestaltung baulicher Anlagen 
 
Zur Realisierung der städtebaulichen Zielsetzungen, zur Herstellung eines harmonischen städtebau-
lichen Erscheinungsbildes und zur Wahrung nachbarlicher Belange sind über die planungsrechtli-
chen Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 BauGB hinaus unter Anwendung von 9 Abs. 4 BauGB be-
sondere Anforderungen an die Gestaltung baulicher Anlagen erforderlich. 
 
Dachform / Dachhöhe / Dachaufbauten
Der Bebauungsplan setzt für die geplanten Wohngebiete das geneigte Dach fest, da das vorherr-
schende Erscheinungsbild der Dachlandschaft in der Umgebung durch Satteldächer geprägt wird. 
 
Um zu verhindern, dass durch den Ausbau des Unter- und Dachgeschosses weitere Wohnebenen 
ohne Erreichen der Vollgeschossigkeit entstehen und aus städtebaulichen und erschließungstechni-
schen Gründen werden in den nicht-bestandsgebundenen Bereichen Firsthöhen festgelegt. 
In den 'Allgemeinen Wohngebieten (WA 1 bis 4 / WA 9 / WA 13) (Allgemeine Wohngebiete mit 
maximal zwei Vollgeschossen) sind Firsthöhen bis maximal 12 m über Straßenniveau zulässig. 
Aufgrund der Topographie und als Übergang zwischen der ein- und zweigeschossigen Bebauung 
sieht der Bebauungsplan für die 'Allgemeinen Wohngebiete'(WA 9 / WA 11 und WA 12) eine 
Firsthöhe von maximal 11 m über Straßenniveau vor 
In den 'Allgemeinen Wohngebieten WA 5 / WA 10 bis 12 / WA 14 / WA 15 (Allgemeine Wohnge-
biete mit maximal einem Vollgeschoss) sind Firsthöhen bis maximal 8 m über Straßenniveau zuläs-
sig. 
Die Höhen der Verkehrsflächen sind dem Plan zu entnehmen. 
 
Zur Wahrung und Herstellung eines einheitlichen und homogenen Erscheinungsbildes setzt der Be-
bauungsplan für die zukünftige Wohnbebauung eine maximale Dachhöhe von 5 m fest. 
Dem gleichen Ziel dienen die Beschränkungen der Dachaufbauten / Dacheinschnitte. Darüber hi-
nausgehend sollen die Dachflächen möglichst zusammenhängend als ablesbarer Abschluss des Ge-
bäudes ablesbar sein. 
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6. Umweltverträglichkeit des Bebauungsplanes 
 
6.1 Belange von Natur und Landschaft 
 
Aufgrund des § 1a BauGB besteht für die Kommunen die Pflicht zur Berücksichtigung der natur-
schutzrechtlichen Eingriffsregelung im Rahmen der Bauleitplanung. 
Die seitens der Verwaltung erstellte Umweltverträglichkeitsprüfung vom stellt die Auswirkungen 
der Planung auf den Umwelt - Ist - Zustand dar. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes beinhaltet entlang der Dellbrücker Straße Bereiche, die 
bestehende Baurechte darstellen und damit nach § 8a Abs. 2 BNatSchG nicht als Eingriff zu beur-
teilen sind. Zudem setzt der zurzeit rechtsverbindliche Bebauungsplan Nr. 1494 - Auf'm Büchel -, 
Teil 1 - Auf'm Büchel - im südlichen Bereich bereits ein 'Allgemeines Wohngebiet' fest. Für den 
Bereich der festgesetzten Gemeinbedarfsfläche und der öffentlichen Grünfläche wird sich der Ein-
griff aufgrund der verringerten Flächenbedarfe für diese Einrichtungen, jedoch durch die zusätzli-
che Erweiterung der Wohnbebauung erhöhen. 
Im übrigen Plangebiet verbleiben als Eingriffsfläche die rückwärtigen Gartengrundstücke der 
Dellbrücker Straße, die intensiv genutzten Weiden und Brach- und Ruderalflächen. 
 
Die Bewertung des durch die Planung zu erwartenden Eingriffes erfolgt numerisch auf der Basis der 
Arbeitshilfe für die Bauleitplanung 'Bewertung von Eingriffen in Natur und Landschaft'. Die ökolo-
gische Wertigkeit der einzelnen Biotoptypen ist aus der Bestandsaufnahme und Bewertung des Bü-
ros NARDUS, 1998 - Bewertung der Biotoptypen vor dem Eingriff nach ADAM, NOHL & 
VALENTIN- zu entnehmen. 
 
Die durch die Bauvorhaben zu erwartenden Eingriffe sind so auszugleichen, dass keine erheblichen 
oder nachhaltigen Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes zurückbleiben. Grundsätzlich soll ein 
räumlich-funktionaler Ausgleich stattfinden, d.h. es sollte vorrangig im Plangebiet und entspre-
chend der beeinträchtigten Biotoptypen ausgeglichen werden.  
 
Interne Ausgleichsmaßnahmen: 
Zum internen Ausgleich ist der Erhalt und die Pflege prägender Einzelbäume und einer Baumgrup-
pe vorgesehen. Eine alte Eiche sowie eine alte Weide, die in einer Gehölzgruppe integriert ist, sind 
vitale und besonders eindrucksvolle Exemplare. Sie sind weithin sichtbar und für das Orts- und 
Landschaftsbild stark prägend. Der Erhalt der Bäume kann aufgrund ihrer sehr hohen ökologischen 
Bedeutung als Lebensraum für viele Kleinlebewesen, der Verbesserung der kleinklimatischen 
Situation im Plangebiet und des voraussichtlichen intensiven Pflegebedarfes als 
Ausgleichmaßnahme angerechnet werden. Die Maßnahme wird nach § 9 Abs1 Nr. 25b BauGB 
festgesetzt. Abgängige Bäume und Sträucher sind durch Gehölze durch die beigefügte Pflanzliste 
u ersetzen z 

Eine weitere interne Ausgleichsmaßnahme ist der Erhalt und die Verbesserung der im Osten gele-
genen Obstwiese. Folgende Maßnahmen sollen umgesetzt werden: 
- Aufgabe der Beweidung durch Pferde und Ersatz durch Mahd 
- Anpflanzung von 5 Hochstämmen lokaler Obstsorten (gem. beigefügter Pflanzliste) im Norden 

der Obstwiese 
 
Externe Ausgleichsmaßnahmen: 
Zum Ausgleich des verbleibenden Defizits wurde eine externe Fläche im Bereich Diepeschrath 
(Gem. Paffrath, Flur 5, Flurstück 387) ausgewählt. Es handelt sich um eine Fläche mit Fichtenbe-
ständen, welche für eine Umwandlung in einen standortgerechten Laubwald vorgesehen sind. Die 
Größenordnung der Fläche beträgt 18.200 qm. 
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Die Fichtenbestände stellen sich im o.g. Bereich als einförmige, dunkle Bestände mit nur wenig 
Bodenbewuchs dar. Fichtenmonokulturen haben gegenüber naturnahen, vielfältig strukturierten 
Laubmischbeständen eine geringere Bedeutung für Pflanzen und Tiere. 
Die o.g. Fläche von18200 qm ist in einen standortheimischen Laubmischwald mit dem Ziel der 
Wiederherstellung natürlicher Verhältnisse umzuwandeln. 
Die nachfolgenden Maßnahmen wurden in Zusammenarbeit mit der Forstbehörde entwickelt sowie 
weitere konkrete Planungsschritte sind ebenfalls mit dem Forst abzustimmen. 
- Umwandlung in Laubholzbestände, vor allem Stieleiche, Erle und Hainbuche aufgrund der na-

türlichen feuchten Bodenverhältnisse 
- Langfristige und abschnittsweise Umwandlung (in Abständen von ca. 5 Jahren) unter Belassen 

einzelner Altbäume bzw. Baumgruppen (Altholzinseln). 
- Durchführung der Umwandlung der gesamten Fläche innerhalb eines Zeitraumes von 20 - 25 

Jahren 
- Anlage eines ca. 15 m breiten Waldrandes entlang der Straße Diepeschrather Weg aus Gründen 

der Verkehrssicherungspflicht 
- Berücksichtigung der vorhandenen Rückegassen und Festlegung neuer Rückegassen. 
 
Nach Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung der Umweltverträglichkeitsuntersuchung wird der Eingriff 
zu 100% ausgeglichen.  
 
Das außerhalb des Plangebietes liegende städtische Grundstück Gemarkung Paffrath, Flur 5 Flur-
stück 387 als auch die im Plan auf den privaten Grünflächen mit A und B bezeichneten ‘Flächen 
mit Bindungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen' und 
die darauf auszuführenden textlich festgesetzten Maßnahmen werden  
- den im Plan als solche gekennzeichneten Eingriffsgrundstücken als Sammelausgleichsmaßnah-

me zu 85 % und 
-  den Erschließungsanlagen zu 15 % zugeordnet. 
 
 
6.2  Lärmimmissionen 
 
Zur Beurteilung der lärmrelevanten Vorbelastung und der durch die Planung zu erwartenden Ver-
änderungen der Lärmsituation wurde seitens der Verwaltung eine schalltechnische Untersuchung 
auf der Grundlage des dem Bebauungsplan zugrundeliegenden Planungskonzeptes durchgeführt. 
 
Öffentlicher Straßenverkehr:
Auf das Plangebiet wirken zukünftig Straßenverkehrslärmemissionen insbesondere von der Franz-
Heider-Straße, der Dellbrücker Straße und den vorgesehenen Planstraßen. 
Für die, an die o.g. Straßen angrenzenden Bereiche sieht der Bebauungsplan ‘'Allgemeines Wohn-
gebiet' vor.  
 
Die Berechnung der zu erwartenden Verkehrslärmemissionen erfolgte nach DIN 18005 und der 
RLS-90 (Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen) 
Die DIN 18005 (Schallschutz im Städtebau) legt schalltechnische Orientierungswerte für die städ-
tebauliche Planung fest, die wünschenswerte Zielwerte darstellen und per Landeserlass vom 21. Juli 
1988 zur Anwendung in der Bauleitplanung empfohlen werden. 
Für 'Allgemeine Wohngebiete' (WA) gilt: 55dB(A) tags 
      45 dB(A) nachts 
Die RLS-90 sieht für Gemeindestraßen (hier Franz-Heider Straße und Planstraßen) LKW - Anteile 
tags von 10% und nachts von 3% vor. Für bergisch Gladbach und insbesondere für Nebenstraßen 
sind diese viel zu hoch angesetzt. Somit wurden in der schalltechnischen Untersuchung von 2002 
die LKW - Anteile geändert in: 
Franz-Heider-Straße:  2% LKW - Anteil tags  0% LKW - Anteil nachts 
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Planstraßen  1% LKW - Anteil tags  0% LKW - Anteil nachts 
 
Die Berechnungsergebnisse zeigen, dass die Orientierungswerte der DIN 18005 an den Fassaden 
entlang der Planstraßen sowohl tags, als auch nachts zum Teil weit unterschritten werden, mit einer 
Ausnahme des Planhauses 28. Dieses weist eine Überschreitung dieser Werte von 1 - 2 dB(A) auf. 
Die straßenseitigen und seitlichen Fassaden entlang der Dellbrücker Straße dagegen sind stark be-
lastet mit maximalen Überschreitungen der DIN 18005 von 15 dB(A) tags und 16dB(A) nachts. 
 
Da es bei der Überplanung von Gebieten mit Vorbelastungen darum geht, die vorhandene Situation 
zu verbessern, werden entlang der Dellbrücker Straße Lärmpegelbereiche gemäß DIN 4109 (Schall-
schutz im Hochbau) festgelegt. Innerhalb der belasteten Flächen sind für die Neubebauung textlich 
näher beschriebene Anforderungen an den passiven Lärmschutz festgesetzt. Gleichzeitig werden 
ruhebedürftige Räume nur in lärmabgewandten Gebäudeteilen empfohlen. Aktive Lärmschutzvor-
richtungen, wie Lärmschutzwälle, werden als unverhältnismäßig angesehen und sind stadtgestalte-
risch innerhalb der Ortsteile nicht erwünscht.  
Die mit 1 - 2 dB(A) belastete südlich Fassade des Planhauses 28 ist in den Außenbauteilen der 
Lärmpegelbereich II zuzuordnen, der bereits durch die übliche Bauausführung gewährleistet ist. 
 
Sportanlagen- und Freizeitlärm: 
Auf das Plangebiet einwirkende Lärmimmissionen von Seiten der nördlich angrenzenden Einrich-
tungen des Sportplatze sowie der westlich davon gelegenen Tennisplätze orientieren sich an den 
Immissionsrichtwerten der 18. BimSchV (Sportanlagenlärmschutzverordnung) bzw. an dem Ent-
wurf der VDI-Richtlinie 3724 von 1989. 
 
Immissionsrichtwerte der 18. BimSchV in Allgemeinen Wohn- und Kleinsiedlungsge-
bieten 

  
Tags außerhalb der Ruhezeiten 55 dB(A) 
Tags innerhalb der Ruhezeiten 50 dB(A) 

Nachts 40 dB(A) 
 
Die Berechnungsergebnisse zeigen außerhalb der Ruhezeiten keine Überschreitungen der Richtwer-
te der 18. BImSchV (Sportanlagenlärmschutzverordnung). ). Einer Überschreitung der Immissions-
richtwerte innerhalb der Ruhezeiten an Sonn- und Feiertagen von 0,5 dB konnte durch Verschie-
bung der 'Baumaske', des dem Sportplatz am nächst gelegenen Gebäudes, Richtung Süden entgegen 
gewirkt werden. 
 
Im Gegensatz zum zurzeit rechtsverbindlichen Bebauungsplanes Nr. 1494, Teil 1- Auf'm Büchel - 
sieht das Gesamtkonzept für den Bebauungsplan Nr. 1494 - Auf'm Büchel - für den Bereich west-
lich der 'Fläche für Gemeinbedarf' eine Grünfläche mit der Zweckbestimmung 'Spielplatz / Ball-
spielwiese' vor. Somit wird eine Vielzahl von Nutzungen auf dieser Grünfläche ermöglicht. Auf 
eine Ausweisung eines Ballspielplatzes / Bolzplatzes wird verzichtet, da die angrenzenden Sportan-
lagen (Tennisplätze / Sportplatz / Hartplatz (Streetball etc) ein großes Angebot an 'Ballspiel-
Möglichkeiten' bieten. 
 
 
 
6.3  Altlasten 
 
Aufgrund von verschiedenen Hinweisen wurden in Teilbereichen des Plangebietes umweltgeologi-
sche Bodenuntersuchungen durch das Büro GEO CONSULT, Geologen für Umwelt und Baugrund 
GbR mit Datum vom 02.01.01 durchgeführt. Nach den Ergebnissen fanden sich in Teilen des nörd-
lichen Plangebietes (ehemalige Teichanlagen, ehemalige bauliche Anlagen) Auffüllungen aus Bo-

 17



denmaterialien mit Beimengungen von Ziegelbruch und Bauschutt. Einzelne chemische Analysen 
weisen erhöhte Schwermetalle auf. 
Für die vorgesehenen Nutzungen ergeben sich auf der Grundlage der vorliegenden Daten grundsätz-
lich keine Einschränkungen. Bei Bautätigkeiten ist allerdings auf die bauordnungsgemäße Behand-
lung anfallender Aushubmaterialien aus abfallrechtlicher Sicht zu achten. Da weiter Belastungen 
nicht mit Sicherheit auszuschließen sind, wurde diesbezüglich ein entsprechender Hinweis im An-
schluss an die textlichen Festsetzungen aufgenommen. 
 
 
7. Ver- und Entsorgung 
 
Um Beeinträchtigungen des Natur- und Wasserhaushaltes auf ein Minimum zu beschränken, wird 
bei Bauvorhaben gemäß § 51a LWG die weitgehende Versickerung des anfallenden Regenwassers 
auf dem jeweiligen Grundstück angestrebt. Laut Gutachten zur Möglichkeit der Regenwasserversi-
ckerung des Büros GEO CONSULT, Geologen für Umwelt und Baugrund GbR zum Bebauungs-
plan Nr. 1494 - Auf'm Büchel - mit Datum vom 02.01.01 ist eine Regenwasserversickerung im 
Plangebiet nicht möglich ist, da mit Grundwasser bzw. Schichtenwasser relativ oberflächennah zu 
rechnen ist. 
Aus diesem Grund wird das anfallende Niederschlagswasser von der Straße und den Gebäuden über 
ein Rinnensystem, zum Teil entlang der Straße, in eine Hauptrinne geführt und von dort in eine Re-
tentionsmulde mit einem gedrosselten Ablauf an den Regenwasserkanal angeschlossen. Die weitere 
Ableitung erfolgt dann in die Franz-Heider-Straße und die Dellbrücker Straße. 
Zur Sicherung der Hauptrinne und zur späteren Unterhaltung durch die Stadt wird ein Geh- und 
Leitungsrecht zugunsten der Stadt festgesetzt. Durch die Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB 
werden lediglich die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Inanspruchnahme der Flächen 
geschaffen. Die Festsetzung verhindert jedoch eine Nutzung, die der Festsetzung als Geh- Fahr- und 
Leitungsrecht widerspricht. Das eigentliche Nutzungsrecht muss durch Baulast oder Grunddienst-
barkeit gesichert werden. 
 
Im westlichen Teil des Bebauungsplangebietes verläuft eine unterirdische Ferngasleitung, für die 
ein 10 m breiter Schutzstreifen zu beachten ist. Dieser Schutzstreifen befindet sich zum Teil auf 
privater Wohnbaufläche bzw. Gemeinbedarfsfläche. 
Maßnahmen innerhalb des Schutzstreifens sind mit dem zuständigen Energieversorgungsträger ab-
zustimmen. 
 
 
8. Umsetzung des Bebauungsplanes 
 
8.1   Bodenordnende Maßnahmen 
 
Der Bebauungsplan bildet die gesetzliche Grundlage für erforderliche bodenordnende Maßnahmen, 
die für die Realisierung der städtebaulichen Ziele notwendig sind. 
Durch die Überplanung bestandsgebundener Bereiche und zur Umsetzung der Bebauungsplanfest-
setzungen ist für den Bebauungsplan Nr. 1494 - Auf'm Büchel - eine Umlegung erforderlich. Ziel 
der Umlegung ist es, die Grundstücke für eine dem Bebauungsplan entsprechende Nutzung nach 
Lage, Form und Größe zweckmäßig zu gestalten. Wegen der Wechselbezüglichkeit wird das Umle-
gungsverfahren parallel zum Bebauungsplanverfahren begonnen. 
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8.2  Kosten 
 
Kosten entstehen der Stadt durch den Flächenerwerb, die Herstellung und die Gestaltung der öffent-
lichen Verkehrsflächen und für die in Ersatzvornahme durch die Stadt herzustellenden Ausgleichs-
maßnahmen. Die Kosten werden satzungsgemäß umgelegt. 
 
 
 
 
 
Aufgestellt: 
Bergisch Gladbach, 
 
 
 
S. Schmickler 
Stadtbaurat 
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T e x t l i c h e   F e s t s e t z u n g e n 
 

Bebauungsplan Nr. 1494 - Auf'm Büchel - 
 
 
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

 
  WA - ‘Allgemeines Wohngebiet’ (§ 4 BauNVO) 

In den ‘Allgemeinen Wohngebieten’ (WA 1 - WA 15) sind Ausnahmen gem. § 4 Abs. 3 
Nr. 4 BauNVO (Gartenbaubetriebe) und § 4 Abs. 3 Nr. 5 BauNVO (Tankstellen) nicht Be-
standteil des Bebauungsplanes und daher nicht zulässig (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO). 

 
 
2.   Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 
2.1  Garagengeschosse sowie Garagen und Stellplätze in Vollgeschossen sind bei der Ermittlung 

der Geschossfläche nicht zu berücksichtigen (§ 21a Abs. 4 BauNVO). 
 
2.2  In den ‘Allgemeinen Wohngebieten’ (WA 1 - WA 4) ist eine Überschreitung der zulässigen 

Grundfläche durch Garagen und Stellplätze sowie Tiefgaragen (Anlagen gemäß § 19 Abs. 4 
Nr. 1 und 3 BauNVO) bis zu einer GRZ von maximal 0,6 zulässig (§ 19 Abs. 4 BauNVO). 

 
 
3.  Höhe baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1BauGB) 
  

In den 'Allgemeinen Wohngebieten' (WA 1 / WA 2 / WA 3 / WA 4 / WA 13) sind für Ge-
bäude eine Firsthöhe von maximal 12 m über Straßenniveau zulässig. 
 
In den 'Allgemeinen Wohngebieten' (WA 9 / WA 11 / WA 12) sind für die Gebäude eine 
Firsthöhe maximal 11 m über Straßenniveau zulässig 

 
In den 'Allgemeinen Wohngebieten' (WA 5 / WA 10 / WA 14 / WA 15) sind für die Gebäu-
de eine Firsthöhe maximal 8 m über Straßenniveau zulässig 
 
Die Firsthöhe ist als Differenz zwischen dem First und der mittleren Höhe der an das Bau-
grundstück unmittelbar angrenzenden, erschließenden Verkehrsfläche definiert.  
Als erschließend wird diejenige Straßenfront festgelegt, über die das Grundstück mit dem 
KFZ erreicht wird. 
 
Ausnahme: 
Für die 'Allgemeinen Wohngebiete' WA 11 und WA 12 ist die Firsthöhe als Differenz zwi-
schen dem First und der mittleren Höhe der südliche verlaufenden Haupterschließungsstraße 
(HP - Höhenpunkte) definiert.  
 
Die Höhen der Verkehrsflächen sind dem Plan zu entnehmen. 

4.  Flächen für Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 22 BauGB) 
 
4.1  Tiefgaragen sind in den ‘Allgemeinen Wohngebieten’ allgemein zulässig. 
 
4.2  In den 'Allgemeinen Wohngebieten' (WA 1 bis 5 und 9 bis 14) sind Garagen innerhalb der 

überbaubaren Grundstücksflächen, innerhalb der seitlichen Grenzabstände zwischen der 
vorderen und hinteren Baugrenze und innerhalb der dafür vorgesehenen Flächen (Ga / St) 
zulässig. 
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4.3 In den 'Allgemeinen Wohngebieten' (WA 6 / WA 7 / WA 8) sind Garagen innerhalb der über-

baubaren Grundstücksflächen, innerhalb der seitlichen Grenzabstände zwischen der vorde-
ren und hinterer Baugrenze und bis 5 m hinter der rückwärtigen Baugrenze zulässig 

 
 

5.   Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b) 

 
5.1 Innerhalb der im Plan mit A gekennzeichneten ‘Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen 

und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen’ sind abgängi-
ge Bäume und Sträucher durch Gehölze der Pflanzliste A zu ersetzen. 
 
Pflanzliste A: 
Feldahorn   (Acer campestre) 
Schwarzerle   (Alnus glutinosa) 
Hainbuche   (Carpinus betulus) 
Haselnuss   (Corylus avellana) 
Esche    (Fraxinus excelsior) 
Trauben- Kirsche  (Prunus padus) 
Schwarzer Holunder  (Sambucus nigra) 
Gemeiner Schneeball  (Viburnum opulus) 
 
Für die Pflanzung werden Pflanzqualitäten in Anlehnung an die Satzung zur Erhebung von 
Kostenerstattungsbeiträgen der Stadt Bergisch Gladbach verwendet. 
- zweimal verpflanzte Sträucher 60/80 , 80/100 oder 100/150 cm hoch 
- Heister 150/175 cm hoch 
- Solitärbäume, 3 X verpflanzt, Höhe 200 - 220 cm, Stammumfang 14 - 16 cm 

  
5.2 Innerhalb der im Plan mit B gekennzeichneten ‘Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen 

und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen’ sind 5 Hoch-
stämme der nachfolgenden Liste zu pflanzen und abgängige Bäume und Sträucher durch 
Gehölze der Pflanzliste B zu ersetzen. 
 
Pflanzliste B 
 
Äpfel: 
Dülmener Rosenapfel Danziger Kantapfel  
Graue Herbstrenette Gelber Edelapfel 
Jakob Lebel Goldparmäne 
Kaiser Wilhelm Grahams Jubiläumsapfel 
Ontarioapfel Landsberger Renette 
(Rheinischer) Bohnapfel Luxemburger Renette 
(Rheinischer) Bohnapfel (Rheinische) Schafsnase 
Rote Sternrenette (Rheinischer) Krummstiel 
Roter Bellefleur Riesenboikenapfel 
Schöner aus Boskopp Roter Eiserapfel 
(Weißer) Winterglockenapfel Schöner aus Nordhausen 
Apfel von Croncels Weißer Klarapfel 
Boikenapfel Westfälischer Gulderling 

  Birnen: 
Gellers Butterbirne Conference 
Gute Graue Gräfin von Paris 
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Köstliche von Charneux Nordhäuser (Winter-) Forellenbirne 
Pastorenbirne Vereinsdechantsbirne 
Bunte Julibirne Westfäl. Glockenbirne / Speckbirne / Kuhfuß 
Clapps Liebling  
 
 
Süßkirschen: 
Große Prinzessin (syn.Napoleon) (Knorpelkirsche) 
Große Schwarze Knorpelkirsche 
Hedelfinger Riesenkirsche 
Schneiders Späte Knorpelkirsche 
Dönissens Gelbe Knorpelkirsche 
 

Pflaumen / Zwetschgen 
Große Grüne Reneklode Graf Alrhanns Reneklode 
Hauszwetsche (in Typen) Ontariopflaume 
Mirabelle von Nancy The Czar 
Wangenheims Frühzwetsche 
 
Es sind Pflanzqualitäten entsprechend der Erhebung von Kostenerstattungsbeträgen der 
Stadt Bergisch Gladbach zu verwenden. 

 
 
6.  Lärmschutz ( § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 
 
6.1 Für die nachfolgend aufgeführten Fassaden der Lärmpegelbereiche III bis V sind zum Schutz 

gegen Außenlärm entsprechend des Abschnittes 5 der DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau) 
die in der nachfolgenden Tabelle aufgeführten Anforderungen an die Luftschalldämmung 
einzuhalten. 

 
 
Lärmpegel- 
bereich 
DIN 4109 

 
Maßgeblicher 
Außenlärmpegel 
dB(A) 

 
Wohnungen/ 
Aufenthaltsräume 
erforderlich  R’w, 
res der Außenbau-
teile in dB 

 
Büroräume  
 
erforderlich R’w, 
res der Außenbau-
teile in dB 

III 61 bis 65 35 30 

IV 66 bis 70 40 35 

V 71 bis 75 45 40 
 
Ausnahmen von den Festsetzungen sind zulässig, wenn durch einen anerkannten Sachver-
ständigen nachgewiesen wird, dass geringere Maßnahmen ausreichen. 
 
Hinweis:  
Für Gebäude, die sich innerhalb der lärmbelasteten Zonen IV bis V befinden, wird die An-
ordnung besonders ruhebedürftiger Räume (z.B. Schlaf-, Kinderzimmer) innerhalb lärmab-
gewandter Gebäudeteile empfohlen. Zusätzlich ist für Gebäude, die in den Lärmpegelberei-
chen IV und höher liegen, baulicher Schallschutz gemäß DIN 4109 Kap. 5 bzw. auch gem. 
VDI 2719 (Schallschutzfenster) erforderlich. 
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7.  Festsetzungen nach § 9 Abs. 1a BauGB 

 
Das außerhalb des Plangebietes liegende städtische Grundstück Gemarkung Paffrath, Flur 
5, Nr. 387 sowie die im Plan auf den privaten Grünflächen mit A und B bezeichneten ‘Flä-
chen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen’ und die darauf auszuführenden textlich festgesetzten Maßnah-
men, werden  
- den im Plan als solche gekennzeichneten Eingriffsgrundstücken als Sammelausgleichs-

maßnahme zu 85 % und 
- den Erschließungsanlagen zu 15 % zugeordnet. 

 
 
8.  Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (§ 86 Abs. 4 BauO NW) 

Gestaltung baulicher Anlagen 
 
8.1  Dachform / Dachneigung

 
In den ‘Allgemeinen Wohngebieten’ sind für die Hauptgebäude ausschließlich Dächer mit 
geneigten Dachflächen  
 

8.2  Dachhöhen 
 
  In den ‘Allgemeinen Wohngebieten‘ (WA 1 bis 5 und WA 9 bis 14) sind Dachhöhen aller 

Dachformen bis zu einer maximalen Höhe von 5,0 m zulässig. 
 

Die Dachhöhe ist als die Höhendifferenz zwischen dem Schnittpunkt der harten Be-
dachung und Gebäudeaußenwand und dem oberen Dachabschluss / oberen Firstpunkt 
definiert (siehe Skizze). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

8.3.1 Dachaufbauten / Dacheinschnitte 
 
  In den ‘Allgemeinen Wohngebieten' (WA 1 bis 5 und WA 9 bis 14) sind Dachaufbauten und 

Dacheinschnitte ausschließlich in der ersten Dachgeschossebene zulässig. 
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  Dachgauben sind bis zu einer Gesamtlänge von einem Drittel je Fassadenlänge pro Gebäude 

zulässig 
 
 
 
 
Hinweise
 
1.  Versickerung von Niederschlagswasser 
 
Bei der Erschließung neuer Bauflächen gilt aufgrund der Regelung des § 51a Landeswassergesetzes 
(LWG) seit dem 01.01.1996 der Vorrang der ortsnahen Niederschlagswasserbeseitigung (Versicke-
rung), sofern dies ohne Beeinträchtigung des Wohles der Allgemeinheit möglich ist. Ausgenommen 
von der Verpflichtung ist jedoch gemäß § 51a Abs. 4 LWG Niederschlagswasser, welches in eine 
vorhandene Trennkanalisation abgeleitet wird. 
 
Entsprechend der Ergebnisse einer für das Plangebiet durchgeführten geohydrologischen Untersu-
chung ist eine Versickerung von Niederschlagswasser auf den Grundstücken innerhalb des Plange-
bietes nicht möglich, da mit Grundwasser bzw. Schichtenwasser relativ oberflächennah zu rechnen 
ist. 
Aus diesem Grund wird das anfallende Niederschlagswasser von der Straße und den Gebäuden über 
ein Rinnensystem, zum Teil entlang der Straße, in eine Hauptrinne geführt und von dort in eine Re-
tentionsmulde mit einem gedrosselten Ablauf an den Regenwasserkanal angeschlossen. Die weitere 
Ableitung erfolgt dann in die Franz-Heider-Straße und die Dellbrücker Straße. 
 
Das Plangebiet befindet sich im Wassereinzugsgebiet des Wasserwerkes Höhenhaus. Nach der 
Wasserschutzgebietsausweisung für dieses Wasserwerk befindet sich der Planungsbereich zukünftig 
in der Wasserschutzzone III B. 
 
Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens sind die Bauherren/ Bauträger auf die rechtlichen 
Grundlagen und Anforderungen (Notwendigkeit einer Wasserrechtliche Erlaubnis und u.U. eine 
befristete Befreiung von den Festsetzungen der städtischen Entwässerungssatzung) hinzuwiesen. 
 
 
2.  Altlasten 
 
Für Teilbereiche des Plangebietes liegt ein umweltgeologisches Bodengutachten vor. Nach den Er-
gebnissen ergeben sich keine Einschränkungen für die geplanten Nutzungen. 
 
Anfallende und überschüssige Aushubmaterialien sind, insbesondere bei Auffälligkeiten, abfallwirt-
schaftlich zu beurteilen und gemäß geltendem Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz ordnungsge-
mäß zu verwerten bzw. zu entsorgen. Entsprechende Nachweise sind vorzuhalten. 
 
 
3. Unterirdische Ferngasleitung
 
Die im Bebauungsplan hinweislich gekennzeichnete, unterirdische Ferngasleitung liegt in der Mitte 
eines 10 m breiten Schutzstreifens, welcher innerhalb privater Wohnbaufläche bzw. privater Grün-
fläche verläuft. 
Maßnahmen innerhalb des Schutzstreifens sind mit dem zuständigen Energieversorgungsträger ab-
zustimmen. 
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4. Zeichnerische Darstellung 
 
Sind in der zeichnerischen Darstellung des Bebauungsplanes mehrere unterschiedliche lineare Sig-
naturen der Planzeichenverordnung unmittelbar parallel nebeneinander ohne Vermaßung eines zwi-
schenliegenden Abstandes gezeichnet, so fallen sie als Festsetzung in einer Linie zusammen. 
 
 
4.  Geometrische Eindeutigkeit der Erschließungsstraße 
 
Ein Koordinatenplan für die geometrische Eindeutigkeit der Erschließungsstraße ist Bestandteil des 
Bebauungsplanes. 
 
 
 
  

 25


	Tagesordnungspunkt 
	Sachdarstellung / Begründung 
	Immissionsrichtwerte der 18. BimSchV in Allgemeinen Wohn- und Kleinsiedlungsgebieten
	Immissionsrichtwerte der 18. BimSchV in Allgemeinen Wohn- und Kleinsiedlungsgebieten
	Pflaumen / Zwetschgen 

